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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-000614/2023
an den Vizepräsidenten der Kommission/Hohen Vertreter der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik
Artikel 138 der Geschäftsordnung
Jan-Christoph Oetjen (Renew), Nicola Beer (Renew), Charles Goerens (Renew), Nicolae 
Ştefănuță (Renew), Karen Melchior (Renew), Olivier Chastel (Renew), Maria Arena (S&D), Erik 
Marquardt (Verts/ALE), Pierrette Herzberger-Fofana (Verts/ALE), Fabio Massimo Castaldo (NI), 
Sophia in 't Veld (Renew), Attila Ara-Kovács (S&D), Hannes Heide (S&D), Antoni Comín i 
Oliveres (NI), Matjaž Nemec (S&D), Katarína Roth Neveďalová (S&D), Miriam Lexmann (PPE), 
Marie Toussaint (Verts/ALE)

Betrifft: Die Menschenrechtslage in Uganda und die Schließung des dortigen 
Menschenrechtsbüros der Vereinten Nationen

Am 3. Februar 2023 unterrichtete das ugandische Außenministerium das Amt des Hochkommissars 
der Vereinten Nationen für Menschenrechte (OHCHR) von seinem Beschluss, die Vereinbarung mit 
dem Gastland über das Mandat für das Länderbüro des OHCHR in Uganda nicht zu verlängern, 
wodurch das Büro de facto geschlossen wird. Die ugandische Regierung wurde in den vergangenen 
Jahren beschuldigt, zahlreiche Menschenrechtsverletzungen begangen zu haben, wie vom 
Ausschuss der Vereinten Nationen gegen die Folter gemeldet wurde1. Dazu gehörte auch die 
unverhältnismäßige Anwendung von Gewalt, insbesondere im Zuge der Reaktion auf die COVID-19-
Pandemie. Darüber hinaus genießen die ugandischen Behörden und das ugandische 
Sicherheitspersonal Straffreiheit, da Menschenrechtsverletzungen aufgrund des begrenzten Zugangs 
der Menschen zur Justiz und der fehlenden Unabhängigkeit der Ermittlungsbehörden nicht untersucht 
werden.

Dies steht in unmittelbarem Widerspruch zur Zusammenarbeit der EU mit Uganda auf dem Gebiet der 
verantwortungsvollen und demokratischen Staatsführung, Entwicklung und sozialen Inklusion.

1. Sind der EU die Ergebnisse des vorgenannten Berichts der Vereinten Nationen und die 
Schließung des OHCHR-Büros in Uganda bekannt?

2. Hat der Europäische Auswärtige Dienst gehaltvolle Aussprachen mit seinen ugandischen 
Amtskollegen geführt, um die Anschuldigungen im Zusammenhang mit 
Menschenrechtsverletzungen und entsprechende Untersuchungen in Uganda anzusprechen?

3. Wird die EU in Betracht ziehen, die Finanzierung aus dem Nationalen Richtprogramm im 
Rahmen des 11. Europäischen Entwicklungsfonds und alle anderen Finanzmittel für die 
Entwicklung in Uganda als Reaktion auf die Ergebnisse des Berichts der Vereinten Nationen 
auszusetzen?

Unterstützer2

Eingang: 24.2.2023

1 
https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhssZJArfE

LMVv25mPPQ8yyVRyoALNwLGbRLk%2FThjxtcghmm45%2BP4KI2bSPYnuoqi5wGBDhfjizGkCdEETf7n6Vf
RApDk%2Bv3SWLKbp8NeKzZi5.

2 Diese Anfrage wird von einem Mitglied unterstützt, das nicht mit den Verfassern bzw. Verfasserinnen 
identisch ist: Moritz Körner(Renew)


